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„Handyklau“ bei der Polizei in Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Digitalisierung der Polizeiarbeit ist ein wesentlicher Baustein für eine moderne, effiziente 
und bürgernahe Sicherheitsarchitektur. Mobile Endgeräte ermöglichen Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten unter anderem den schnellen Zugriff auf Informationen, die digitale Vorgangs-
bearbeitung, die Kommunikation mit Einsatzkräften sowie eine effektivere Einsatzbewältigung 
im täglichen Dienst. 
 
Die Gewerkschaft der Polizei Nordrhein-Westfalen kritisierte öffentlich Pläne des Innenminis-
teriums, bis Ende 2027 rund 20 Prozent der Mobiltelefone aus dem Bestand der Polizei NRW 
einzusparen.1 Die GdP spricht in diesem Zusammenhang von einem „Handyklau bei der Poli-
zei“ und warnt vor negativen Auswirkungen auf die digitale Arbeitsfähigkeit der Polizei.  
Gerade vor dem Hintergrund wachsender Anforderungen an digitale Einsatzmittel, steigender 
Kommunikationsbedarfe sowie zunehmender Cyber- und Sicherheitsbedrohungen erscheint 
eine leistungsfähige mobile Ausstattung der Polizei von besonderer Bedeutung. Einschrän-
kungen bei der Verfügbarkeit digitaler Endgeräte könnten sich unmittelbar auf Arbeitsabläufe, 
Reaktionszeiten und die Belastung der Einsatzkräfte auswirken. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8108 mit Schreiben vom 1. Juli 2026 namens 
der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Welche Planungen bestehen seitens der Landesregierung beziehungsweise des 

Ministeriums des Innern zur Reduzierung des Bestands an Mobiltelefonen inner-
halb der Polizei Nordrhein-Westfalen?  

 
Dem Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste NRW (LZPD NRW) liegen aus der Geräte-
verwaltung der Smartphones, dem sogenannten Mobile-Device-Management (MDM), Daten 
zur Nutzung der in den Polizeibehörden vorgehaltenen Smartphones vor. Hieraus ließ sich 
Ende 2025 erkennen, dass bis zu 20% der Geräte über einen Zeitraum von mehreren Wochen 
nicht am MDM angemeldet und folglich nicht in Benutzung waren. Vor dem Hintergrund des 

 
1 https://www.gdp.de/nrw/de/stories/2026/04/13042026_handyklau-bei-der-polizei. 
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Haushaltsgrundsatzes der Sparsamkeit (§ 7 der Landeshaushaltsordnung (LHO)) bestand in-
sofern Handlungsbedarf. Im Zuge der notwendigen Reinvestition aus dem Herstellersupport 
laufender dienstlicher Smartphones ist daher in diesem Jahr eine Reduzierung um 10% des 
Gerätebestandes vorgesehen.  
Der Gerätebestand wird auch zukünftig entlang der sich fortentwickelnden Nutzungsmöglich-
keiten, der erkennbaren Nutzungsquote sowie der Reinvestitionsnotwendigkeiten angepasst.  
 
 
2. Wie viele Mobiltelefone stehen der Polizei Nordrhein-Westfalen derzeit insgesamt 

zur Verfügung und in welchem Umfang soll der Bestand bis Ende 2027 reduziert 
werden?  

 
Der Polizei Nordrhein-Westfalen stehen aktuell 33 500 zentral beschaffte Smartphones zur 
Verfügung. Hinzu kommen je Nutzungszweck unterschiedliche, in den 50 Polizeibehörden de-
zentral beschaffte Mobiltelefone, deren Anzahl nicht zentral statistisch erfasst wird. Eine Da-
tenerhebung in Form einer Einzelabfrage an jede vertragsführende Stelle der Behörden bei 
der Polizei Nordrhein-Westfalen war in dem für die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur 
Verfügung stehenden Zeitraum mit vertretbarem Verwaltungsaufwand nicht möglich. Im Übri-
gen verweise ich auf meine Antwort zu Frage 1.  
 
 
3. Welche Gründe liegen den geplanten Kürzungen bei mobilen Endgeräten zu-

grunde?  
 
Ich verweise auf meine Antwort zu Frage 1. 
 
 
4. Welche Auswirkungen erwartet die Landesregierung durch eine Reduzierung mo-

biler Endgeräte auf Einsatzfähigkeit, Kommunikation und digitale Arbeitsabläufe 
innerhalb der Polizei Nordrhein-Westfalen?  

 
Die Einhaltung der Mitführpflicht ist weiterhin gewährleistet oder kann durch Umverteilung aus 
Bereichen mit niedriger Nutzungsquote hergestellt werden.  
Das primäre Kommunikationsmittel der Polizei ist der Digitalfunk BOS. Insofern werden keine 
Auswirkungen auf die Einsatzfähigkeit und Kommunikation erwartet. Auch hinsichtlich der di-
gitalen Arbeitsabläufe werden keine Auswirkungen erwartet. 
 
 
5. Inwiefern entsteht durch die Nutzung von sog. „Poolhandys“ ein höherer Arbeits-

aufwand, etwa durch notwendige Zwischenspeicherung und Löschungen aus Da-
tenschutzgründen?  

 
Diesbezüglich ist zwischen verschiedenen Gerätetypen zu differenzieren. Bei gemeinsam ver-
wendeten klassischen Mobilfunkgeräten entstehen keine Mehraufwände. Bei der Nutzung von 
Smartphones als „Pool-Handys“ ist zu Dienstbeginn die Einrichtung des Geräts notwendig, die 
im Rahmen eines Prozesses mit diversen automatisch hintereinander ablaufenden Schritten 
geschieht. Anschließend ist eine uneingeschränkte Nutzung möglich. Nach der Nutzung des 
Gerätes erfolgt eine Abmeldung, wodurch das Gerät für die nächsten Benutzerinnen und Be-
nutzer vorbereitet wird. 
 


